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21341
Bau von Schulen und Förderung des Schulbaus

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung  
vom 5. Dezember 2023  

(0512-0001#2023/0010-0901 9105)

Im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen und 
dem Ministerium des Innern und für Sport wird folgende 
Verwaltungsvorschrift erlassen: 

Präambel

Das Land Rheinland-Pfalz sieht in der Förderung von Schul-
baumaßnahmen ein bildungs-, sozial-, struktur-, umwelt- und 
kommunalpolitisches Finanzierungsinstrument. Ziel ist die 
zukunftsfähige und nachhaltige Gestaltung pädagogisch ge-
nutzter Fläche, die auch die räumlichen Voraussetzungen für 
Inklusion ermöglicht. Es gilt, Schulgebäude als attraktiven 
Lebensraum, in denen Erziehung, Bildung, Erlebnis und Aus-
tausch stattfinden, mit hoher Aufenthaltsqualität zu ermögli-
chen. Eine wichtige Grundlage ist hierbei ein qualitätsvolles 
Planen, Bauen und Gestalten. 
Die Schulträger nehmen hierbei die Aufgabe des Schulbaus 
selbständig und eigenverantwortlich im Rahmen der rechtli-
chen Vorgaben des Baurechts, der Gemeindeordnung sowie 
dieser Richtlinie wahr. Die Schulbauförderung unterstützt die 
Schulträger bei ihrer Pflichtaufgabe des Schulbaus im Rahmen 
der kommunalen Selbstverwaltung. 

1  Förderziel und Zuwendungszweck 

1.1  Das Land Rheinland-Pfalz gewährt im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel auf der Grundlage der §§ 23 
und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 20. 
Dezember 1971 (GVBl. 1972 S. 2) und der Verwaltungs-
vorschrift zum Vollzug der Landeshaushaltsordnung 
(VV-LHO) vom 20. Dezember 2002 (MinBl. 2003 S. 
22, 324; 2022 S. 266) in ihrer jeweils geltenden Fassung, 
in Ansehung der §§ 74, 75, 86 und 87 des Schulgesetzes 
(SchulG) vom 30. März 2004 (GVBl. S. 239), zuletzt ge-
ändert durch § 80 des Gesetzes vom 7. Dezember 2022 
(GVBl. S. 413) sowie der §§ 2, 25 Abs. 1 Nr. 13 und § 25 
Abs. 3 des Landesfinanzausgleichsgesetzes (LFAG) vom 
7. Dezember 2022 (GVBl. S. 413), Zuwendungen nach 
Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift. 

1.2  Zuwendungszweck ist die Schaffung erforderlichen 
Schulraums unter besonderer Berücksichtigung pädago-
gischer Bedürfnisse. 

1.3  Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Zuwen-
dungen besteht nicht. Die Entscheidung über die Bewil-
ligung der Zuwendungen erfolgt durch das Ministerium 
für Bildung nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2  Gegenstand der Förderung

2.1  Gefördert werden Schulbauten einschließlich deren 
Erstausstattung gemäß den §§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 25 Abs. 

1 Nr. 13 und 25 Abs. 3 LFAG. Förderfähig sind Inves-
titionen für Neu-, Um- und Erweiterungsbauten von 
Schulgebäuden und Schulanlagen (Schulbauten), die 
einer Genehmigung nach § 86 SchulG bedürfen. Eben-
so können nach Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift 
Zuwendungen für den Erwerb und Umbau von Ge-
bäuden als Schulgebäude gewährt werden. Zuwendun-
gen werden nur für Maßnahmen gewährt, soweit diese 
erforderlich sind, eine nachhaltige und wirtschaftliche 
Beschaffungsvariante darstellen und auf einer zweckmä-
ßigen Planung basieren. 

2.2  Keine Zuwendungen werden gewährt für 
a) reine Bauunterhaltung, 
b) Maßnahmen aufgrund unterlassener Bauunterhal-

tung, 
c) Schulbaumaßnahmen, durch die Schulraum nur be-

helfsmäßig oder nur für eine Übergangszeit gewon-
nen wird, 

d) Schulbaumaßnahmen, für deren Durchführung eine 
Landeszuwendung nicht erforderlich ist (bspw. Ba-
gatellfälle oder infolge des haushaltsrechtlichen Sub-
sidiaritätsprinzips). 

2.3  Der Schulträger muss im Zeitpunkt der schulbehördli-
chen Genehmigung Eigentümer des für die Durchfüh-
rung der Schulbaumaßnahme erforderlichen Grund-
stücks sein. Es sind Ausnahmen möglich, über die das 
Ministerium für Bildung in enger Abstimmung mit der 
zuständigen Bewilligungsbehörde entscheidet. In diesen 
Fällen ist der Nachweis über eine dinglich gesicherte 
Vereinbarung, in der Regel in Form einer werthaltigen 
Buchgrundschuld zu Gunsten des Landes Rheinland-
Pfalz, einer der Förderung angemessenen Nutzungs-
dauer und der dem Förderzweck entsprechenden Nut-
zungsweise erforderlich. 

2.4  Es ist durch den Antragsteller gegenüber der Bewilli-
gungsbehörde zu bestätigen, 
– dass bei Maßnahmen, die auf einem pädagogischen 

Konzept beruhen, im Vorfeld der Planung eine Be-
teiligung aller relevanten Gruppen erfolgt ist. Hierzu 
gehören insbesondere die Vertretungen der Schulge-
meinschaft, des Schulträgers und der Schulbehörde. 
Hierbei kann auf eine Beratungsgruppe beim Päda-
gogischen Landesinstitut zurückgegriffen werden, 
die auch zu Fragen der Nachhaltigkeit berät; 

– dass die Möglichkeit eines Architektenwettbewerbes 
gemäß der Richtlinie für Planungswettbewerbe vom 
1. Juni 2014 (MinBl. S. 48, 2019, 338) in ihrer jeweils 
gültigen Fassung geprüft wurde; dies insbesondere 
bei städtebaulich bedeutsamen Schulbauvorhaben; 

– dass die Schülerzahlentwicklung mit der aktuell gel-
tenden Schulentwicklungsplanung übereinstimmt, 
ggf. eine Anpassung der Planung auf die bestehenden 
Rahmenbedingungen erfolgte.

2.5  Neubau

2.5.1 Grundsätzlich ist die Förderung eines Neubaus mög-

I. Amtlicher Teil



Amtsblatt des Ministeriums für Bildung Rheinland-Pfalz Nr. 12/2023

521

lich, soweit dieser aus schulorganisatorischen Gründen 
notwendig wird. Im Hinblick auf zukünftige pädagogi-
sche oder schulorganisatorische Entwicklungen soll die 
Erweiterungsfähigkeit der Schulanlagen im Rahmen der 
Planungen mitberücksichtigt werden.

2.5.2 Die Förderung eines Neubaus als Ersatzbau für beste-
henden Schulraum ist möglich, soweit eine Sanierung 
unter Berücksichtigung der Kriterien der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit nachgewiesen nicht darstellbar 
ist, und der bestehende Schulraum nachweislich nicht 
aufgrund von unterlassener Bauunterhaltung abgängig 
ist.

2.6  Erweiterung

2.6.1 Die Förderung eines Erweiterungsbaus ist möglich, so-
weit aus kapazitativen Gründen eine Erweiterung der 
Schulgebäude und Schulanlagen notwendig wird und 
das schulische Bedürfnis hierfür durch die Schulbehörde 
anerkannt ist.

2.6.2 Die Förderung eines Erweiterungsbaus ist zudem mög-
lich, soweit aus funktionalen und pädagogischen Grün-
den der schulische Bedarf für weitere Flächen besteht, 
die einer pädagogischen Nutzung zugeführt werden.

2.7  Umbau

2.7.1 Die Förderung eines Umbaus ist möglich, sofern der 
anerkannte Umbaubedarf gegenüber Bauunterhaltungs-
maßnahmen überwiegt. Ein Umbau im Sinne dieser 
Vorschrift ist gegeben, wenn pädagogisch bedingter 
Umbau zur Verbesserung der inneren Schulorganisation 
vorliegt. 

  Die Förderung eines Umbaus ist darüber hinaus mög-
lich, soweit bauliche Maßnahmen auf Grund polizei- 
und ordnungsrechtlicher Vorschriften erforderlich sind, 
zur Herstellung des gesetzlichen Unfallschutzes not-
wendig sind, zur Sicherung der Hygieneanforderungen 
erfolgen und mit denen eine dauerhafte schulische Wei-
ternutzung ermöglicht wird. Ebenso förderfähig sind 
bauliche Maßnahmen, die grundsätzlich geeignet sind, 
präventiv die Gefahren einer Amok- oder Hochwasser-
lage zu minimieren. 

2.7.2 Im Zusammenhang mit einem Umbau sind ergänzende 
Infrastrukturmaßnahmen zur Erfüllung der digitalen 
Anforderungen an Schulgebäuden zuwendungsfähig, 
soweit es sich dabei um fest mit dem Gebäude verbun-
dene, nicht bewegliche Anlagen handelt.

2.8  Erwerb 

  Der Erwerb und Umbau von Gebäuden zur Schaffung 
von Schulraum ist grundsätzlich förderfähig, soweit 
dieser gegenüber einem Neubau oder einer Erweite-
rungsmaßnahme nachvollziehbar wirtschaftlicher ist. 
Entsprechend können der Kaufpreis für das Gebäude 
sowie grundrissverändernde Umbaumaßnahmen und 
Instandsetzungsmaßnahmen bis zur Höhe der dem 
schulischen Bedarf entsprechenden förderfähigen Neu-
baukosten berücksichtigt werden. Voraussetzung für die 
Förderung ist ein Verkehrswertgutachten eines öffent-
lich bestellten Gutachters des zuständigen Gutachter-
ausschusses für Grundstückwerte oder eines öffentlich 

bestellten und vereidigten Sachverständigen für Grund-
stücksbewertung. Sofern der Bau des Gebäudes bereits 
anderweitig durch Landesmittel gefördert wurde, kön-
nen als förderfähige Kosten nur Umbaukosten im Sinne 
dieser Vorschrift berücksichtigt werden. 

  Soweit es sich bei dem zu erwerbenden Gebäude um 
einen Neubau handelt, ist seitens des Schulträgers nach-
zuweisen, dass bei Planung und Bau des Gebäudes die 
gesetzlichen Vorgaben des Wettbewerbs- und Vergabe-
rechts für die öffentliche Hand beachtet wurden. 

  Der Erwerb eines Neubaus ist nicht förderfähig, soweit 
es sich um ein Schulgebäude handelt, welches in An-
sehung des schulischen Baubedarfs des Trägers durch 
einen Dritten errichtet wurde, ohne dass eine schulbe-
hördliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde erteilt 
wurde.

2.9  Förderungen im Ganztagsbereich 

  Für Schulen mit ganztägigen Angeboten (Ganztags-
schulen) sind zusätzliche Flächen insbesondere für den 
Essens-, Ganztags- und Freizeitbereich sowie zur Um-
setzung rhythmisierter Tagesstrukturen förderfähig. 

  Bei der Förderung im Ganztagsbereich ist neben der 
Schulentwicklungsplanung des Trägers auch die Be-
darfsplanung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
angemessen zu berücksichtigen. 

2.10 Multifunktionale Nutzung kommunaler Gebäude 

  Einer Zuwendung im Sinne der Nummern 2.5 bis 2.9 
steht nicht entgegen, dass Schulgebäude und Schulanla-
gen für außerschulische Zwecke bereitgestellt werden, 
soweit schulische Interessen nicht beeinträchtigt werden 
und die Benutzung mit der Aufgabenstellung der Schule 
vereinbar ist (§ 89 Abs. 1 SchulG).

2.11 Schulsportstätten 

  Für den Bau von Schulsportstätten gelten das Sportför-
derungsgesetz vom 9. Dezember 1974 (GVBl. S. 597), 
in der jeweils geltenden Fassung sowie die einschlägigen 
Verwaltungsvorschriften und DIN-Normen. Die Zu-
ständigkeit der Schulbehörde für die Genehmigung und 
die Förderung der Baumaßnahme wird hiervon nicht 
berührt, soweit der schulische Bedarf festgestellt werden 
kann. 

  Soweit eine lehrplangemäße Umsetzung des Schwim-
munterrichtes nachweisbar nicht in den erreichbaren, 
vorhandenen Schwimmstätten erreicht werden kann, 
kann insbesondere bei Neubauten die Errichtung eines 
Lehrschwimmbeckens gefördert werden. 

3  Zuwendungsempfänger

  Zuwendungen können gewährt werden an
a) kommunale Gebietskörperschaften und Schulver-

bände, die Schulträger im Sinne der §§ 76, 77 SchulG 
sind, 

b) Träger von staatlich anerkannten Ersatzschulen ge-
mäß § 5 des Privatschulgesetzes (PrivSchG), 

c) Träger von Schulen, die Zuschüsse nach § 28 Abs. 6 
PrivSchG erhalten. 

3.2  Die Weiterleitung von Zuwendungen durch den Zu-
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wendungsempfänger an Dritte kann seitens der Be-
willigungsbehörde vorgesehen werden, wenn die 
Weiterleitung zusammen mit dem Eigenanteil des Zu-
wendungsempfängers erfolgt und dieser nachvollzieh-
bar nachgewiesen hat, dass 
– der Dritte die erforderlichen Schulbaumaßnahmen 

für den Schulträger durchführt, 
– durch die Weiterleitung der Zuwendung der Finan-

zierungsbeitrag des Schulträgers unmittelbar redu-
ziert wird, 

– das Vorhaben auf diese Weise wirtschaftlicher als in 
Eigenrealisierung durchgeführt werden kann und 

– die Wettbewerbs- und Vergabevorschriften für die 
öffentliche Hand eingehalten werden. 

  Die Weiterleitung muss bis zur Fertigstellung der zu-
wendungsfähigen Baumaßnahmen als Darlehen erfol-
gen, das dinglich werthaltig zu sichern ist. 

4  Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

4.1  Die Zuwendungen werden als Projektförderung gemäß 
Nummer 2.1 zu § 23 VV-LHO gewährt. Die Zuwen-
dung wird zur Teilfinanzierung der zum Zeitpunkt der 
Antragstellung zuwendungsfähigen Ausgaben mit ei-
nem festen Betrag bewilligt (Festbetragsfinanzierung). 

  Eine Nachbewilligung ist nicht möglich. 

4.2  Das für den Schulträger im Einzelfall maßgebliche Flä-
chenprogramm richtet sich unter Zugrundelegung der 
Schulentwicklungspläne und der von der Schulbehörde 
festgelegten Zügigkeit nach den Schemata zur Ermitt-
lung des Musterflächenprogramms (vergleiche Anlage 
1) sowie nach dem pädagogischen Konzept der Schule 
und bedarf der Genehmigung der Schulbehörde. 

  Eine Erweiterung zum Musterflächenprogramm für die 
jeweilige Schule bedarf der Zustimmung des Ministeri-
ums für Bildung. Das Flächenprogramm bildet die zu-
wendungsfähige Nutzungsfläche 1 bis 6 gemäß DIN 277 
(in der jeweils geltenden Fassung) ab.

4.3  Zur Pauschalierung der zuwendungsfähigen Baukosten 
legt das fachlich zuständige Ministerium – im Einver-
nehmen mit dem Ministerium der Finanzen – Kosten-
richtwerte für die einzelnen Schularten fest. Mit den 
Kostenrichtwerten sind die zuwendungsfähigen Kosten 
gemäß der Kostengruppe 300 bis 700 der DIN 276 (in 
der jeweils geltenden Fassung) - Kosten im Hochbau -  
mit Ausnahme der Kosten für Finanzierung und allge-
meine und sonstige Baunebenkosten abgedeckt. In be-
gründeten Fällen sind Ausnahmen zulässig. Die Kosten-
richtwerte gelten nur für Neubauten und vergleichbare 
Erweiterungsmaßnahmen.

  Bei anerkanntem Umbau im Sinne der Nummer 2.7 die-
ser Vorschrift ergeben sich die zuwendungsfähigen Bau-
kosten anhand der Kosten der Kostengruppe 300 bis 700 
der DIN 276 (in der jeweils geltenden Fassung) - Kosten 
im Hochbau - mit Ausnahme der Kosten für Finanzie-
rung und allgemeine und sonstige Baunebenkosten. 

  Beim Umbau älterer Schulgebäude können die zuwen-
dungsfähigen Kosten in einem pauschalierten Verfahren 
durch Abzug von 35 v. H. von den angemessenen Ge-
samtkosten als Anteil für Bauunterhaltungsmaßnahmen 

festgestellt werden, wobei die Obergrenze der zuwen-
dungsfähigen Kosten dabei das Produkt aus genehmig-
ter Nutzfläche und Kostenrichtwert bildet.

  Bei Neubau und Erweiterungsbau zur Schaffung von 
Schulraum ergibt sich die zuwendungsfähige Fläche auf 
der Grundlage des schulbehördlich genehmigten Flä-
chenprogramms. Beim Erweiterungsbau ist dabei ledig-
lich die gegenüber dem Bestand schulbehördlich geneh-
migte zusätzliche Fläche zu berücksichtigen. 

  Bei Erwerb und Umbau von Gebäuden zur Schaffung 
von Schulraum im Sinne der Nummer 2.8 ergibt sich die 
zuwendungsfähige Fläche auf der Grundlage des schul-
behördlich genehmigten Flächenprogramms. Beim Er-
werb richten sich die zuwendungsfähigen Kosten nach 
dem durch einen öffentlich bestellten Gutachter vom 
zuständigen Gutachterausschusses für Grundstückwer-
te oder von einem öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen für Grundstücksbewertung ermittel-
ten Kaufpreis für das Gebäude. Die Obergrenze der zu-
wendungsfähigen Kosten bildet dabei das Produkt aus 
genehmigter Nutzfläche und Kostenrichtwert.

4.4  Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit des Antragstellers und dem 
Landesinteresse an der Ausführung des Vorhabens. Das 
haushaltsrechtliche Subsidiaritätsprinzip des § 44 Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 23 LHO ist zu beachten.

4.5  Zweckgebundene Einnahmen dienen zur Finanzierung 
förderfähiger Ausgaben. Sie sind in der Regel - ggf. fik-
tiv - bereits bei der Bewilligung anzurechnen. Zweck-
gebundene Einnahmen sind insbesondere Erlöse aus 
Verkäufen von Schulgebäuden und -anlagen, die durch 
einen zuwendungsfähigen Neubau eines Schulgebäudes 
an anderer Stelle nicht mehr benötigt werden. Zweck-
gebundene Geld- und Sachspenden Dritter gelten als 
Eigenanteil des Zuwendungsempfängers.

4.6  Wird mit der förderfähigen Baumaßnahme ein Nach-
haltigkeitsstandard erreicht, der dem Standard Silber 
oder Gold des Bewertungssystems nachhaltiges Bauen 
des Bundes oder vergleichbarer Zertifizierungssysteme 
entspricht und sind deshalb erhöhte Investitionen erfor-
derlich, wird ein Zuschlag in angemessener Höhe durch 
das für die Schulbauförderung zuständige Ministerium 
– im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen 
– anerkannt. 

  Gleiches gilt, wenn mit der förderfähigen Baumaßnah-
me ein Energieeffizienzstandard erreicht wird, der über 
die jeweils geltenden gesetzlichen Anforderungen nach-
gewiesen deutlich hinausgeht. 

4.7  Abweichend von dem Verbot der Doppelförderung 
gemäß § 25 Abs. 2 Nr. 1 LFAG können Zuwendungen 
gewährt werden für Baumaßnahmen, die zugleich über 
ein den Zielen des Klimaschutzes, der Klimaanpassung 
und/oder des nachhaltigen Bauens dienliches Programm 
gefördert werden, sofern und soweit dies die Förder-
vorschriften der anderen Programme zulassen und die 
Gesamtsumme der Fördermittel sowie Mittel Dritter 
die Gesamtausgaben des Vorhabens nicht übersteigt. 
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Bewil-
ligungsstelle anzugeben, ob und ggf. in welcher Höhe er 
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zusätzliche Mittel aus anderen Förderprogrammen oder 
Spenden erhält.

5  Verfahren 

5.1  Für die Antragstellung, Bewilligung, Auszahlung und 
Abrechnung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die Rückforderung der Zuwen-
dung gilt Teil II zu § 44 Abs. 1 VV-LHO mit den nach-
folgenden ergänzenden Regelungen und ggf. ergänzende 
Erlasse des für den Landesbau zuständigen Ministeri-
ums. 

5.1.1 Der Schulträger meldet das Vorhaben bis zum 1. August 
eines Jahres bei der Schulbehörde an. 

5.1.2 Bis zum 1. Oktober eines Jahres legt der Schulträger bei 
der Bewilligungsbehörde die Planungsunterlagen mit 
dem Antrag auf Gewährung einer Zuwendung sowie 
den Antrag auf Erteilung der schulbehördlichen Geneh-
migung im Sinne des § 86 SchulG vor. 

  Beizufügen sind die in den Baufachlichen Ergänzungs-
bestimmungen für Zuwendungen – ZBau – (Teil I/Anla-
ge 1 zu § 44 Abs. 1 VV-LHO und ggf. ergänzenden Er-
lassen des für den Landesbau zuständigen Ministeriums) 
genannten Bauunterlagen.

  Beizufügen ist eine schriftliche Erklärung des Schulträ-
gers, dass er bei der Planung und Durchführung seiner 
Schulbaumaßnahme die Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit im Sinne von § 
7 Abs. 2 der LHO berücksichtigt. Dabei sind geeignete 
und den jeweiligen Erfordernissen angemessene Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen in einer ersten Stufe vor 
Beginn der Bauplanung zu erstellen, die der Entschei-
dung über ggf. alternative Nutzungskonzeptionen, 
Standort-, Beschaffungs- bzw. grundsätzliche Realisie-
rungsalternativen dienen. Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen der zweiten Stufe betreffen Entwurfs- bzw. 
Ausführungsvarianten, die insbesondere im Stadium 
der Vor- oder Entwurfsplanung, ggf. auch in der Aus-
führungsplanung erstellt werden. Diese Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen sollen neben den Investitionskos-
ten regelmäßig auch die Folgekosten im Lebenszyklus 
angemessen berücksichtigen und sind dem Antrag bei-
zufügen. 

  Zur Plausibilisierung der Wirtschaftlichkeit können fol-
gende Verhältniswerte herangezogen werden:
a) Der Anteil der Nutzungsfläche sollte wenigstens  

65 % betragen.
b) In der Regel soll das Verhältnis des Brutto-Raum-

inhaltes zur Nutzungsfläche nicht mehr als 7,2 zu 1 
betragen, bei der Berechnung des umbauten Raumes 
bleiben nicht ausgebaute Dach- und Kellergeschosse 
unberücksichtigt. 

 Entsprechend der Regelungen in Nummer 6.1 zu § 
44 LHO (Teil II) erfolgt die Beteiligung der fach-
lich zuständigen technischen staatlichen Verwaltung 
durch die Schulbehörde in der Regel oberhalb und 
nur in Einzelfällen unterhalb einer Zuwendung in 
Höhe von 1,5 Mio. Euro (Schwellenwert).

5.2  Der vorzeitige Maßnahmebeginn kann nur in begründe-
ten Ausnahmefällen auf Antrag durch die Bewilligungs-

behörde genehmigt werden, wenn die Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit der Planung und Konstruktion 
und Angemessenheit der Kosten durch die fachlich zu-
ständige technische staatliche Verwaltung bestätigt wur-
de. Unterhalb der Schwellenwerte ist die Bestätigung 
durch den Antragsteller zu erbringen.

  Insbesondere beim Umbau nach Nummer 2.7.1 Abs. 2 
kann der vorzeitige Maßnahmebeginn auch bereits vor 
Abschluss der baufachlichen Prüfung auf Antrag geneh-
migt werden, sofern die Antragsunterlagen vollständig 
vorliegen und soweit die Maßnahme im Zuge der Ge-
fahrenabwehr notwendig ist.

5.3  Bewilligungsbehörde ist die Aufsichts- und Dienstleis-
tungsdirektion als zuständige Schulbehörde. Die Schul-
behörde prüft den Antrag auf Genehmigung der Zu-
wendung auf Förderfähigkeit und Entscheidungsreife 
und schlägt dem fachlich zuständigen Ministerium die 
Höhe der Zuwendung vor.

5.4  Das fachlich zuständige Ministerium setzt die Höhe der 
Zuwendung im Benehmen mit dem Ministerium des In-
nern und für Sport und dem Ministerium der Finanzen 
fest.

5.5  Mit den Bauarbeiten soll innerhalb von 12 Monaten nach 
der Bewilligung der Zuwendung begonnen werden. Ist 
nach Ablauf dieser Frist mit der Schulbaumaßnahme 
noch nicht begonnen, kann der Bewilligungsbescheid 
widerrufen werden. Ist der Beginn der Bauarbeiten in-
nerhalb dieser Frist nicht möglich, ist dies unverzüglich 
seitens des Antragstellers gegenüber der Bewilligungs-
behörde anzuzeigen und die Gründe hierfür darzulegen. 

  Im Fall eines Widerrufs einer erteilten Bewilligung kann 
der zugrundeliegende Antrag für das Schulbaupro-
gramm des kommenden Jahres erneut berücksichtigt 
werden, sofern sich keine maßgeblichen Änderungen in 
Bezug auf Antragsinhalt oder Rahmenbedingungen er-
geben. 

5.6  Die Zuwendung wird entsprechend dem Baufortschritt 
nach den jeweils geltenden Regelungen der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt-
förderung an kommunale Gebietskörperschaften und 
Zweckverbände – ANBestK – (Teil II/Anlage 3 zu § 44 
Abs. 1 VV LHO) und nach Maßgabe der im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten Teilbeträge ausgezahlt.

5.7  Von einer Rückforderung der Zuwendung ist abzuse-
hen, wenn die Schulanlage 

– für eine andere förderfähige Einrichtung weiterver-
wendet wird, 

– durch schulorganisatorische Maßnahmen entbehrlich 
wird, es sei denn, dass im Falle einer Veräußerung der 
Schulanlage der Veräußerungserlös den Anteil der 
Kommune an den Gestehungskosten überschreitet; 
werden die Gestehungskosten unterschritten, be-
schränkt sich die Rückforderung auf den Anteil des 
Erlöses, der den Gestehungskostenanteil der Kom-
mune übersteigt. 

  Sind ab Fertigstellung oder Erwerb 20 Jahre vergan-
gen, kann eine Rückforderung nicht mehr erfolgen. Der 
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Rückforderungsbetrag vermindert sich ab dem 6. Jahr 
nach Fertigstellung oder Erwerb um jährlich 5 v. H..

5.8  Als Verwendungsnachweis hat der Zuwendungsemp-
fänger nach der Abrechnung der Maßnahme der Bewil-
ligungsbehörde mittels Erklärung der Bürgermeisterin 
oder des Bürgermeisters, der Oberbürgermeisterin oder 
des Oberbürgermeisters bzw. der Landrätin oder des 
Landrats des Schulträgers zu bestätigen, dass die Mittel 
bestimmungsgemäß verwendet wurden. Etwaige Ab-
weichungen sind mitzuteilen. 

  Die Höhe der zuwendungsfähigen Kosten und deren Fi-
nanzierung (aufgeteilt nach Eigenanteil, Zuwendungen 
Dritter, Zuwendungen aus Landesmitteln) sind anzu-
geben. Die Erklärung muss außerdem folgende Bestäti-
gung beinhalten: 

  „Die Vergabevorschriften wurden eingehalten. Die Be-
stimmungen des § 263 und des § 264 des Strafgesetz-
buches und des Gesetzes gegen missbräuchliche Inan-
spruchnahme von Subventionen sind mir bekannt.“ 

6  Zuwendungsverfahren bei Schulbaumaßnahmen 
freier Schulträger 

6.1  Die Zuwendung für Schulbaumaßnahmen freier Träger 
aufgrund des § 28 Abs. 6 und des § 31 Abs. 2 PrivSchG 
erfolgt nach Maßgabe dieser Vorschrift.  

6.2  Für die Antragstellung, Bewilligung, Auszahlung und 
Abrechnung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung sowie die Rückforderung der Zuwen-
dung gilt Nummer 5 sinngemäß mit der Maßgabe, dass 
statt des Teils II zu § 44 Abs. 1 VV-LHO der Teil I dieser 
Bestimmung mit den entsprechenden Allgemeinen Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung (ANBest-P und ggf. ergänzende Erlasse des für 
den Hochbau zuständigen Ministeriums) anzuwenden 
ist.

6.3  Bei Zuwendungen an freie Schulträger ist zur Sicherung 
eines etwaigen Rückzahlungsanspruches vor Zahlung 
der ersten Zuwendungsrate eine werthaltige Buchgrund-
schuld in Höhe des Zuwendungsbetrages zugunsten des 
Landes Rheinland-Pfalz, vertreten durch das fachlich 
zuständige Ministerium, zu bestellen. 

  Bei kirchlichen Trägern, die Körperschaften des öffentli-
chen Rechtes sind, kann von der Forderung nach Bestel-
lung einer dinglichen Sicherung abgesehen werden. 

7  Sonderregelungen im Zusammenhang mit Wieder-
aufbaumaßnahmen

  Für nach dieser Verwaltungsvorschrift förderfähige 
Maßnahmen, die in einem unmittelbaren Vorhaben-/
Umsetzungszusammenhang mit Wiederaufbaumaßnah-
men in den von der Naturkatastrophe im Juli 2021 be-
troffenen Gebieten von Rheinland-Pfalz stehen, jedoch 
nicht nach Nummer 5.1.2 Buchst. b der Verwaltungs-
vorschrift zur Gewährung staatlicher Finanzhilfen zur 
Beseitigung der Schäden aufgrund des Starkregens und 
des Hochwassers am 14. und 15. Juli 2021 in den Land-
kreisen Ahrweiler, Bernkastel-Wittlich, Cochem-Zell, 
Eifelkreis Bitburg-Prüm, Mayen-Koblenz, Trier-Saar-
burg und Vulkaneifel sowie der kreisfreien Stadt Trier 

(VV Wiederaufbau RLP 2021) vom 23. September 2021 
(MinBl. S. 126) in der jeweils gültigen Fassung gefördert 
werden können, gilt:

7.1  Im Sinne der Nummer 1.3 Teil I und II der VV zu § 44 
LHO wird eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen 
Maßnahmebeginns zugelassen. Ein vorzeitiger förder-
unschädlicher Maßnahmebeginn kann hierbei frühes-
tens ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver-
waltungsvorschrift vorliegen. Die Bewilligungsbehörde 
ist dabei unverzüglich über den Maßnahmebeginn in 
Kenntnis zu setzen. 

7.2  Die in Nummer 9.12 der VV Wiederaufbau RLP 2021 
vorgesehenen Erleichterungen der baufachlichen Prü-
fung gelten entsprechend, sofern die Wiederaufbau-
maßnahmen in Bezug auf das Gesamtbauvorhaben ge-
messen an dem Volumen der jeweiligen voraussichtlich 
förderfähigen Ausgaben überwiegen. Hierbei sind die in 
Nummer 9.12 der VV Wiederaufbau RLP 2021 genann-
ten Betragsgrenzen auf das jeweilige Gesamtbauvorha-
ben zu beziehen.

8  Inkrafttreten

  Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2024 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift Bau 
von Schulen und Förderung des Schulbaus vom 22. 
Januar 2010 (Amtsbl. S. 100, 192; 2022 S. 130), zuletzt 
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 21. Juli 2022 
(Amtsbl. S. 130), außer Kraft. Für Anträge, die erstmalig 
im Landesschulbauprogramm 2024 berücksichtigt wer-
den und bis zum 1. Oktober 2023 gestellt wurden sowie 
für Anträge, die nach dem 1. Oktober 2023 gestellt wur-
den, findet bereits diese Verwaltungsvorschrift Anwen-
dung.

Anlage (zu Nummer 4.2)

Zuwendungsfähige Flächen bei

Grundschulen

Einzügige Grundschule

Künftiges Flächenprogramm 410 – 520 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich

Zweizügige Grundschule

Künftiges Flächenprogramm 730 – 880 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (150 – 250 m²)

Dreizügige Grundschule 

Künftiges Flächenprogramm 1.050 – 1.300 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (180 – 270 m²)
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Vierzügige Grundschule 

Künftiges Flächenprogramm 1.580 – 1.900 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (200 – 300 m²)

Fünfzügige Grundschule

Künftiges Flächenprogramm 1.800 – 2.200 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (220 – 300 m²)

Realschulen plus

Dreizügige Realschule plus

Künftiges Flächenprogramm 2.930 – 3.370 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich

Vierzügige Realschule plus

Künftiges Flächenprogramm 3.460 – 3.900 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (200 – 300 m²)

Fünfzügige Realschule plus

Künftiges Flächenprogramm 4.160 – 4.780 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (250 – 350 m²)

Sechszügige Realschule plus

Künftiges Flächenprogramm 4.920 – 5.650 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich (280 – 400 m²)

Flächenprogramme für Fachoberschulen (zweijähriger Bil-

dungsgang des beruflichen Schulwesens) werden von der 

Schulbehörde erstellt.

Förderschulen

Flächenprogramme für Förderschulen werden von der Schul-

behörde erstellt.

Integrierten Gesamtschulen

Vierzügige Integrierte Gesamtschule (5-13) 

Künftiges Flächenprogramm 5.400 – 5.670 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich 

Gymnasien

Zweizügiges Gymnasium

Künftiges Flächenprogramm 2.600 – 2.860 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich 

Dreizügiges Gymnasium

Künftiges Flächenprogramm 3.680 – 4.040 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich 

Vierzügiges Gymnasium

Künftiges Flächenprogramm 4.580 – 5.015 m² 

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich 

Fünfzügiges Gymnasium

Künftiges Flächenprogramm 5.860 – 6.360 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich 

Sechszügiges Gymnasium

Künftiges Flächenprogramm 6.700 – 7.300 m²

Zusätzliche Flächen bei 
Ganztagsschulen

möglich 

Berufsbildenden Schulen

Flächenprogramme für berufsbildende Schulen werden von 
der Schulbehörde erstellt.

21341
Kostenrichtwerte im Schulbau

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung  
vom 8. November 2023  

(7007-0003#2023/0008-0901 9522 Kostenrichtwert 2024)

Bezug: Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung  
 vom 11. November 2022-7007-0003#2022/0005-0901- 
 9522 KRW 2023 (Amtsbl. S. 234)

1 Aufgrund der eingetretenen Baupreissteigerungen werden 
die Kostenrichtwerte für die Förderung von Schulbaumaß-
nahmen pro Quadratmeter genehmigter Hauptnutzfläche 
wie folgt festgesetzt: 

 Grundschulen 4.853,00 EUR

 Hauptschulen, Realschulen, 
 Realschulen plus sowie 
 Schulen mit dem 
 Förderschwerpunkt Lernen 5.288,00 EUR


